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Wichtige Hinweise zum Aufbau und zur Anwendung 

 

Teil A enthält Regelungen zur Ausgestaltung des Versicherungsschutzes der Cyberversicherung 

 

 Abschnitt A1 enthält allgemeine bausteinübergreifende Regelungen. 

 Abschnitt A2 regelt Kostenpositionen für den Zeitpunkt vor und nach Eintritt  
des Versicherungsfalls. 

 Abschnitt A3 regelt den Haftpflichtversicherungsschutz im Rahmen der ABC. 

 Abschnitt A4 regelt den Versicherungsschutz für Eigenschäden (Betriebsunterbrechung und Da-
tenwiederherstellung im Rahmen der ABC). 

 

 

Teil B enthält Regelungen über allgemeine Rechte und Pflichten der Vertragsparteien.  

 

 Abschnitt B1 regelt Beginn des Versicherungsschutzes und Prämienzahlung. 

 Abschnitt B2 regelt Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung. 

 Die Abschnitte B3 und B4 enthalten Obliegenheiten des Versicherungsnehmers bei und nach 
Eintritt des Versicherungsfalls und weitere Bestimmungen. 

 

Maßgeblich für den Versicherungsschutz sind die Versicherungspolizze und die darin vereinbarten 
Versicherungsbedingungen. 
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Gender Hinweis:  

Die personenbezogene Schreibweise nur in männlicher Form wurde dem Gesetzestext entsprechend 
übernommen, bezieht sich jedoch jedenfalls auf Frauen und Männer in gleicher Weise. 

 

Abschnitt A1 Basis-Bestimmungen für Abschnitt A2-A4 

A1-1 Gegenstand der Versicherung 

Gegenstand der Versicherung sind reine Vermögensschäden im Umfang der nachfolgenden 
Bestimmungen, die durch eine Informationssicherheitsverletzung verursacht worden sind. 

 

A1-2 Informationssicherheitsverletzung 

Informationssicherheitsverletzung ist eine Beeinträchtigung der  

- Verfügbarkeit 

- Integrität 

- Vertraulichkeit 

von elektronischen Daten des Versicherungsnehmers oder von informationsverarbeitenden Sys-
temen, die er zur Ausübung seiner betrieblichen oder beruflichen Tätigkeit nutzt. 

 

Dabei ist es unerheblich, ob sich die elektronischen Daten oder die informationsverarbeitenden 
Systeme des Versicherungsnehmers in dessen unmittelbarem Verfügungsbereich befinden oder 
der Versicherungsnehmer sich eines externen Dienstleisters bedient. 

Bedient sich der Versicherungsnehmer eines externen Dienstleisters, besteht kein Versiche-
rungsschutz für Schäden, die infolge des Ausfalls, der Unterbrechung oder Störung der Dienst-
leistung entstehen. 

 

Der Begriff „elektronische Daten“ umfasst auch Software und Programme. 

Die Informationssicherheitsverletzung muss durch folgende Ereignisse ausgelöst werden:  

- Angriffe auf elektronische Daten oder informationsverarbeitende Systeme des Versicherungs-
nehmers; 

- unberechtigte Zugriffe auf elektronische Daten des Versicherungsnehmers; 

- Eingriffe in informationsverarbeitende Systeme des Versicherungsnehmers; 

- eine Handhabung oder Unterlassung, die zu einer Verletzung von datenschutzrechtlichen Vor-
schriften durch den Versicherungsnehmer führt; 

- Schadprogramme, die auf elektronische Daten oder informationsverarbeitende Systeme des 
Versicherungsnehmers wirken, auch wenn sie der Erpressung dienen. 

 

A1-3  Reine Vermögensschäden 

Reine Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Personenschäden (Tötung, Verlet-
zung des Körpers oder Schädigung der Gesundheit von Menschen), noch Sachschäden (Be-
schädigung, Verderben, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen) sind, noch sich un-
mittelbar aus solchen Schäden herleiten.  

Elektronische Daten sind keine Sachen im Sinne dieser Bedingungen. Der Verlust von elektroni-
schen Daten als Folge des Abhandenkommens von Sachen bleibt als Vermögensschaden versi-
chert. 

 

A1-4 Versicherungsfall / Versicherungssumme / Jahreshöchstentschädigung 

Versicherungsfall ist der erstmals nachprüfbar festgestellte Schaden nach A1-1 (Gegenstand der 
Versicherung). Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versicherung eingetre-
ten sein. 

Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist je Versicherungsfall auf die vereinbarte Versi-
cherungssumme begrenzt.  



Allgemeine Bedingungen Cyberversicherung (ABC)  

Seite 4 von 22 

ABC, Fassung 2019 

Die Versicherungssumme steht summarisch und kombiniert für die versicherten Deckungsbau-
steine Service-/Kosten-Baustein (A2), Drittschaden-Baustein (A3), Eigenschaden-Baustein (A4) 
insgesamt nur einmal zur Verfügung. 

Zu einzelnen Deckungsbausteinen bzw. Deckungen können niedrigere Versicherungssummen 
(Sublimits) vereinbart sein. Diese werden je Versicherungsfall auf die Versicherungssumme des 
Vertrages angerechnet. 

Die Versicherungssumme und Sublimits richten sich nach den Angaben der Versicherungspo-
lizze. 

 

Für alle im Versicherungsjahr festgestellten Versicherungsfälle ist die Jahreshöchstentschädi-
gung auf die in der Versicherungspolizze genannte Versicherungssumme begrenzt. 

 

A1-5 Nachhaftung 

Endet das Versicherungsverhältnis aufgrund des vollständigen oder dauerhaften Wegfalls des 
versicherten Risikos oder durch Kündigung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, 
so besteht der Versicherungsschutz für reine Vermögensschäden weiter, wenn während der 
Wirksamkeit der Versicherung eine Informationssicherheitsverletzung eingetreten ist, aber ein 
Vermögensschaden zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses noch nicht 
festgestellt war, mit folgender Maßgabe: 

- Der Versicherungsschutz aus der Nachhaftung gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeitpunkt 
der Beendigung des Versicherungsverhältnisses angerechnet. 

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Be-
endigung des Versicherungsverhältnisses geltenden Versicherungsumfangs, und zwar in 
Höhe des unverbrauchten Teils der jeweiligen Versicherungssumme des Versicherungsjah-
res, in dem das Versicherungsverhältnis endet. 

- Wird der Vertrag durch den Versicherungsnehmer oder durch den Versicherer gekündigt und 
schließt der Versicherungsnehmer bei einer anderen Versicherungsgesellschaft eine gleich-
artige Versicherung gegen Cyberschäden ab, dann entfallen die vorgenannten Regelungen 
zur Nachhaftung ab dem Zeitpunkt des Bestehens des nachfolgenden Vertrags gegen Cyber-
schäden. 

 

A1-6 Rückwärtsdeckung 

Abweichend von A1-14 sind auch Schäden aufgrund vor Beginn des Versicherungsvertrags ein-
getretener Informationssicherheitsverletzungen mitversichert, sofern 

- diese bei Abschluss des Versicherungsvertrags nicht festgestellt waren und 

- diese bis maximal 6 Monate vor Beginn des Versicherungsvertrags eingetreten sind. 

 

A1-7 Versicherungsnehmer / Mitversicherte / Neu gegründete und neu erworbene Gesellschaf-
ten 

Versicherungsschutz besteht für den in der Versicherungspolizze genannten Versicherungsneh-
mer und die dort genannten mitversicherten Unternehmen. 

Mitversicherte Personen sind sämtliche seitens des Versicherungsnehmers/der mitversicherten 
Unternehmen 

- aufgrund eines Arbeits- oder Dienstvertrages beschäftigte Arbeitnehmer und Zeitarbeitskräfte, 

- ordnungsgemäß bestellte Organmitglieder, oder 

- in den Betrieb des Versicherungsnehmers eingegliederten freien Mitarbeiter (natürliche Per-
sonen), soweit diese im Namen und Auftrag des Versicherungsnehmers tätig werden. 

Rechtlich selbstständige Tochtergesellschaften im Ausland sind nur dann mitversichert, wenn 
diese in der Versicherungspolizze ausdrücklich genannt sind. 

 

Neu gegründete oder mehrheitlich neu erworbene Gesellschaften sind ab Gründungs-/Übernah-
medatum mitversichert, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass  

- die neu erworbene Gesellschaft den gleichen Betriebscharakter hat, 

- sich der Firmensitz innerhalb Österreichs befindet und 
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- der Anteil des Versicherungsnehmers an der Gesellschaft mindestens 50 Prozent beträgt. 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die Neugründung oder den Neuerwerb dem Versiche-
rer spätestens zum Ablauf des Versicherungsjahres anzuzeigen und die zur endgültigen Prämi-
enberechnung maßgeblichen Werte aufzugeben. 

A1-8 Verhältnis zwischen Versicherungsnehmer und Mitversicherten / Ausübung der Rechte 
aus diesem Versicherungsvertrag / Erfüllung von Obliegenheiten 

Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Vertragsbestimmungen sind auf die mitversicherten 
Unternehmen/Personen entsprechend anzuwenden. 

Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf nur der Versicherungsnehmer ausüben. Für 
die Erfüllung der Obliegenheiten sind sowohl der Versicherungsnehmer als auch die mitversi-
cherten Unternehmen/Personen verantwortlich. 

 

A1-9 Repräsentanten 

Als Repräsentanten stehen dem Versicherungsnehmer gleich: 

a) Mitglieder des Vorstands bei Aktiengesellschaften; 

b) Geschäftsführer bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung; 

c)  Komplementäre bei Kommanditgesellschaften; 

d) Gesellschafter bei offenen Handelsgesellschaften und Gesellschaften bürgerlichen Rechts; 

e) Inhaber bei Einzelfirmen; 

f) die nach Gesetz oder Satzung berufenen obersten Vertretungsorgane bei anderen Unterneh-
mensformen (z.B. Genossenschaften, Verbänden, Vereinen, Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, Kommunen, ausländische Unternehmen). 

Die unter a) – f) aufgeführten Personen mitversicherter Unternehmen stehen ebenfalls als Re-
präsentanten dem Versicherungsnehmer gleich. 

 

A1-10 Versicherungsort, Betriebsstätten 

Für Betriebsstätten (Produktions- oder Vertriebsniederlassungen inkl. Lager) sowie informations-
verarbeitende Systeme (z.B. Server) die der Versicherungsnehmer selbst betreibt, besteht Ver-
sicherungsschutz ausschließlich innerhalb Österreichs. 

 

A1-11 Geltungsbereich 

Versicherungsschutz besteht, soweit rechtlich zulässig, für Versicherungsfälle weltweit. Dies gilt 
jedoch nur, soweit die Ansprüche in EWR-Staaten nach deren Recht (mit der Ausnahme des 
Internationalen Privatrechts) geltend gemacht werden. 

Für die an externe Anbieter von Datenspeicher/Rechnernetzwerken (Cloud) ausgelagerten bzw. 
gespeicherten Daten des Versicherungsnehmers, gilt der Versicherungsschutz ebenfalls welt-
weit, sofern der Schaden dem Versicherungsnehmer angelastet wird. 

 

A1-12 Selbstbehalte, Serienschaden 

Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer bei jedem Versicherungsfall 
an der Leistung des Versicherers gemäß den Abschnitten A2 – A4 mit dem jeweils in der Versi-
cherungspolizze festgelegten Betrag (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas Anderes vereinbart 
wurde, ist der Versicherer auch in diesen Fällen zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche verpflichtet. Übersteigt der versicherte Schaden die vereinbarte Versicherungssumme, 
wird der Selbstbehalt von der Schadenhöhe abgezogen. 

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle gelten als 
ein Versicherungsfall (Serienschaden), der zum Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle 
eingetreten ist, wenn diese 

- auf derselben Ursache (Informationssicherheitsverletzung) oder 

- auf gleichen Ursachen (Informationssicherheitsverletzungen) mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem Zusammenhang beruhen. 
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A1-13 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls zur Gewährleistung der IT-Sicherheit 

Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Versicherungsfalls folgende Obliegenheiten einzu-
halten. Dazu gehört insbesondere, dass die informationsverarbeitenden Systeme: 

a) einzelne Nutzer und Befugnisebenen unterscheiden. Hierzu sind individuelle Zugänge für alle 
Nutzer erforderlich, die mit ausreichend komplexen Passwörtern gesichert werden. Administ-
rative Zugänge sind ausschließlich Administratoren und ausschließlich zur Erledigung admi-
nistrativer Tätigkeiten vorbehalten; 

b) mit einem zusätzlichen Schutz gegen unberechtigten Zugriff ausgerüstet sind, wenn diese ei-
nem erhöhten Risiko ausgesetzt sind. Ein erhöhtes Risiko besteht bei Geräten, die über das 
Internet erreichbar oder im mobilen Einsatz sind. Zusätzliche Schutzmaßnahmen können z.B. 
sein: Firewall, 2-Faktor-Authentifizierung bei Servern, Verschlüsselung von Datenträgern mo-
biler Geräte, Diebstahlsicherung oder ähnlich wirksame Maßnahmen; 

c)  über einen Schutz gegen Schadsoftware verfügen, der automatisch auf dem aktuellen Stand 
gehalten wird (z.B. Virenscanner, Code Signing, Application Firewall oder ähnlich wirksame 
Maßnahmen); 

d) einem Patch-Management-Verfahren unterliegen, das eine unverzügliche Installation von re-
levanten Sicherheitspatches sicherstellt. Systeme und Anwendungen mit bekannten Sicher-
heitslücken dürfen nicht ohne zusätzliche geeignete Maßnahmen zur Absicherung eingesetzt 
werden; 

e) einem mindestens wöchentlichen Sicherungsprozess unterliegen, wobei die Sicherungsda-
tenträger physisch getrennt aufbewahrt werden. Es ist sicher zu stellen, dass im Versiche-
rungsfall auf Originale und Duplikate nicht gleichzeitig zugegriffen werden kann, oder diese 
manipuliert, oder zerstört werden können. Der Versicherungsnehmer hat eine ordnungsge-
mäße Funktion des Sicherungs- und Wiederherstellungsprozesses durch regelmäßige Prü-
fung nach einem festgelegten Turnus sicherzustellen. 

 

Darüber hinaus hat der Versicherungsnehmer 

a) alle gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften einzu-
halten; und 

b) besonders gefahrdrohende Umstände auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemesse-
ner Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beidersei-
tigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne 
weiteres als besonders gefahrdrohend. 

 

A1-14 Allgemeine Ausschlüsse 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 

 

a) Schäden aufgrund vor Beginn des Versicherungsvertrags eingetretener Informationssicher-
heitsverletzungen gemäß A1-2. 

b) Schäden aufgrund von Krieg. 
Krieg bedeutet: Krieg, Invasion, Bürgerkrieg, Aufstand, Revolution, Aufruhr, militärische o-
der andere Form der Machtergreifung. 

c) Schäden, die auf feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illega-
lem Streik beruhen. 

d) Schäden durch Terrorakte. 
Terrorakte sind jegliche Handlungen zur Erreichung politischer, religiöser, ethnischer oder 
ideologischer Ziele, die geeignet sind, Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Tei-
len der Bevölkerung zu verbreiten, um dadurch auf eine Regierung oder staatliche Einrich-
tungen Einfluss zu nehmen. 

e) Schäden aufgrund des Ausfalls von Infrastruktur. 
Ein Ausfall der Infrastruktur liegt vor, wenn 

a. Gebietskörperschaften oder wesentliche Teile hiervon, wie Stadtteile, Gemeinden, 
Städte oder Kreise oder 

b. Netzstrukturen, die der überregionalen Informationsvermittlung, insbesondere Tele-
fon-, Internet- oder Funknetze dienen, oder 

c. die nachfolgenden Einrichtungen der Daseinsvorsorge: 
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 Abfallbeseitigung, 

 Trinkwasserversorgung, 

 Abwasserentsorgung, 

 Versorgung mit Gas und Strom sowie 

 Betrieb des öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs 

d. oder sonstige Infrastrukturbetriebe vom Ausfall betroffen sind. 

f) Schäden im Zusammenhang mit Kraftfahrzeugen, Luftfahrzeugen, Schienenfahrzeugen o-
der Wasserfahrzeugen. Dies gilt auch für Luftraum-, Verkehrsüberwachungs-/leit- und -
steuerungssysteme. 

g) Schäden aus der Zahlung von Löse-/Erpressungsgeldern oder der Erfüllung von Erpres-
sungsforderungen. 

h) Versicherungsfälle oder Schäden aufgrund von oder im Zusammenhang mit jedweder Form 
des Kaufs oder Verkaufs von Wertpapieren, Rohstoffen, Derivaten, Devisen, Anleihen und 
vergleichbaren Wertanlagen. 

i) Schäden aus dem Abfluss von Vermögenswerten der Versicherten, die im Zusammenhang 
mit einer Informationssicherheitsverletzung entstehen. 

j) Ansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätzlich oder durch wissentliches Abwei-
chen von Gesetz, Vorschrift, Beschluss, Vollmacht oder Weisung oder durch sonstige wis-
sentliche Pflichtverletzungen herbeigeführt haben. 

k) Schäden aus behördlichen Vollstreckungen oder Anordnungen, Strafen, Bußgelder, Puni-
tive und Exemplary Damages gegen den Versicherungsnehmer, sofern keine abweichen-
den Regelungen getroffen sind. 

l) Schäden aufgrund von oder im Zusammenhang mit 

 Plagiaten oder Verletzungen von Patenten, Markenrechten, Urheberrechten und anderen 
Formen von geistigem Eigentum, 

 Lizenzen oder Lizenzgebühren, 

 Wettbewerbs-, Kartellrechtsverletzungen, 

 Persönlichkeitsrechtsverletzungen, 

sofern keine abweichenden Regelungen getroffen sind. 

m) Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen. 

n) Schäden wegen Verletzung einer Vorschrift zum Schutz vor Benachteiligung, insbesondere 
aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz. 

o) Schäden, die im Zusammenhang mit Online-Spielen (z.B. Glücksspielen, Lotterien) entste-
hen und der Verlust von virtuellem Geld (z.B. Bitcoins). 

 

A1-15 Prämienabrechnung 

Die Prämie wird vertragsgemäß aufgrund des Umsatzes berechnet. Nach Ablauf einer jeden Ver-
sicherungsperiode hat der Versicherungsnehmer die den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chende Jahresumsatz anzugeben und auf Verlangen nachzuweisen, ferner mitzuteilen, ob und 
welche Erhöhungen oder betriebs- oder berufsbedingte Erweiterungen oder Veränderungen des 
versicherten Risikos eingetreten sind; dieser Verpflichtung hat der Versicherungsnehmer inner-
halb eines Monates nach Erhalt der Anfrage des Versicherers nachzukommen.  

Der Versicherer hat nach Empfang der Angaben des Versicherungsnehmers die endgültige Ab-
rechnung vorzunehmen; der Mehr- oder Minderbetrag an Prämie ist einen Monat nach Empfang 
der Abrechnung fällig. 

Hat der Versicherungsnehmer die Angaben nicht rechtzeitig gemacht, so hat der Versicherer die 
Wahl, auf Nachholung der Angaben zu klagen oder eine Verzugsprämie einzuheben. Diese Ver-
zugsprämie beträgt, wenn die ausständigen Angaben die erste Jahresprämie oder die Prämie für 
eine Versicherungsdauer von weniger als einem Jahr betreffen, so viel wie jene Prämie, die erst-
mals zur Vorschreibung gelangt ist, andernfalls so viel wie die Prämie für jenes Versicherungs-
jahr, das dem abzurechnenden Versicherungsjahr unmittelbar vorangeht. Werden die Angaben 
nachträglich, aber noch innerhalb zweier Monate nach Empfang der Aufforderung zur Bezahlung 
der Verzugsprämie gemacht, so hat der Versicherer den etwa zu viel gezahlten Betrag rückzuer-
statten. 
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Abschnitt A2 Service- und Kosten-Baustein 

Zu A2-1 bis A2-3 gilt: 

Die Leistungspflicht des Versicherers ist auf die in der Versicherungspolizze genannte Summe 
(Sublimit) begrenzt, welche auf die Versicherungssumme angerechnet wird. 

 

A2-1 Forensik / Schadenfeststellungskosten / Schadensuchkosten 

 

a) Forensik/Schadenfeststellungskosten 

Versichert sind nach vorheriger Abstimmung und Genehmigung in Textform durch den Ver-
sicherer alle angemessenen und erforderlichen Kosten des Versicherungsnehmers oder der 
mitversicherten Personen für: 

- externe Sachverständige/Berater zu Ermittlung der Ursache und zur Feststellung des ver-
sicherten Schadens 

- Aufwendungen an externer Beratung zur Schadenabwendung und -minderung des versi-
cherten Schadens 

Die Leistungspflicht des Versicherers ist auf die in der Versicherungspolizze genannte 
Summe (Sublimit) begrenzt, welche auf die Versicherungssumme angerechnet wird. 

b) Schadensuchkosten 

Stellt sich heraus, dass kein Versicherungsfall vorliegt, werden diese Kosten, sogenannte 
Schadensuchkosten, ausschließlich in Höhe der in der Versicherungspolizze genannten 
Summe (Sublimit) ersetzt, welche auf die Versicherungssumme angerechnet wird. 

 

A2-2 Versicherte Kosten im Versicherungsfall 

Im Versicherungsfall werden nach vorheriger Abstimmung mit dem Versicherer nachfolgende tat-
sächlich angefallene und erforderliche Kosten ersetzt: 

 

Identifizierungskosten, Benachrichtigungskosten, Call-Center- und Kreditüberwachungs-
dienstleistungen 

Der Versicherer ersetzt 

a) die Kosten, die dem Versicherungsnehmer infolge einer Verletzung von datenschutzrechtli-
chen Vorschriften zur Prüfung und Erfüllung seiner gesetzlichen und/oder behördlichen Infor-
mationspflichten entstehen. Zu diesen sogenannten Benachrichtigungskosten gehören z.B. 
Identifizierung (Ermittlung) von Personen, Informationsaufbereitung, Versendung, Anzeigen-
schaltung, Kosten des behördlichen Meldeverfahrens, aber auch Kosten für eine diesbezügli-
che juristische Beratung. 

b) die Kosten für die Beauftragung eines externen Call-Centers und Internetportals zur Beant-
wortung von Fragen, die infolge der Meldung einer Verletzung von datenschutzrechtlichen 
Vorschriften entsprechend den gesetzlichen und/oder behördlichen Informationspflichten, 
durch die betroffenen Personen an den Versicherungsnehmer gerichtet werden. 

c) Kosten für Kreditüberwachungsdienstleistungen (laufende Beobachtung, Beurteilung und 
Auswertung von Konten) des Versicherungsnehmers, sofern diese als unmittelbare Folge ei-
ner Datenschutzverletzung erbracht werden. 

Die Kosten werden für einen Zeitraum von maximal 12 Monaten nach erfolgter Datenschutz-
verletzung übernommen. 

 

Krisenkommunikation und PR-Maßnahmen 

Der Versicherer ersetzt die Kosten (z.B. juristische Beratung durch einen spezialisierten Anwalt, 
externe Kommunikation durch Pressearbeit, Anzeigen, Call-Center-Leistungen etc.) für Maßnah-
men zur Erhaltung oder Wiederherstellung der öffentlichen Reputation des Versicherungsneh-
mers. 

Dazu gehören auch die Kosten für die Einschaltung eines Krisenmanagementberaters oder PR-
Beraters. 
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Die geplanten Maßnahmen sind im Vorfeld mit dem Versicherer in Textform abzustimmen. 

Dem Versicherer sind alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die angeforderten Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen. Er ist bevollmächtigt, die Unterlagen des Beraters oder Rechtsanwaltes 
einzusehen. 

Der Versicherungsnehmer muss nachweisen, dass eine Verletzung der Reputation vorliegt und 
ihm ein Schaden in Form einer Umsatzminderung droht. Im Zweifelsfall hat der Versicherungs-
nehmer einen drohenden Umsatzrückgang glaubhaft, schlüssig darzulegen. 

 

Erpressung 

Der Versicherer ersetzt die Kosten (z.B. Notfallmaßnahmen für die Abwehr von Erpressungen), 
welche auf der Androhung und/oder tatsächlichen Durchführung einer Erpressung durch Dritte 
wegen des Ausspähens, Abfangens, Sperrens oder Veränderns von Daten beruhen. 

Der Versicherer ist unmittelbar nach Vorliegen einer Drohung zu informieren. Das weitere Vorge-
hen ist mit dem Versicherer abzustimmen und von diesem in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) zu genehmigen. 

Der Versicherungsnehmer hat unverzüglich Strafanzeige zu erstatten. 

Es müssen ausreichend Belege bzw. Hinweise vorliegen, dass sich der Erpresser bereits tat-
sächlich Zugang zum EDV-System oder zu schutzbedürftigen Daten des Versicherungsnehmers 
verschafft hat oder ein derartiges Vorgehen unmittelbar droht.  

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, alle zumutbaren Anstrengungen zu unternehmen, um 
das Bestehen des Versicherungsschutzes gemäß dieser Ziffer geheim zu halten. 

 

A2-3 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls 

Versichert sind darüber hinaus Aufwendungen für erforderliche Maßnahmen, die der Versiche-
rungsnehmer zur Vermeidung eines unmittelbar bevorstehenden Schadens getätigt hat. Ein un-
mittelbar bevorstehender Schaden liegt vor, wenn aufgrund festgestellter oder objektiver Tatsa-
chen, insbesondere der glaubhaften Androhung oder Kenntnisnahme, von einer Informationssi-
cherheitsverletzung auszugehen ist. 

Nicht ersatzfähig sind allgemeine Aufwendungen zur Erhaltung, Nachrüstung, Sicherung oder 
Sanierung von informationsverarbeitenden Systemen des Versicherungsnehmers. 

Die Leistungspflicht des Versicherers ist auf die in der Versicherungspolizze genannte Summe 
(Sublimit) begrenzt, welche auf die Versicherungssumme angerechnet wird. 

Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer einen unmittelbar bevorstehenden Schaden un-
verzüglich anzuzeigen, soweit Aufwendungen gemäß A2-3 getätigt werden. 

Verstößt der Versicherungsnehmer gegen die Anzeigepflicht gilt Teil B3-4. 

 

Abschnitt A3 Drittschaden-Baustein 

A3-1 Gegenstand der Versicherung 

Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos für den Fall, dass der Versi-
cherungsnehmer wegen einer Informationssicherheitsverletzung gemäß A1-2, die einen reinen 
Vermögensschaden zur Folge hat, aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtli-
chen Inhalts von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen wird. Dabei kommt 
es – abweichend von A1-2 – nicht darauf an, ob die Informationssicherheitsverletzung beim Ver-
sicherungsnehmer, mitversicherten Unternehmen oder beim Anspruchsteller eingetreten ist. 

 

A3-2 Vertragserfüllung 

Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es sich um gesetzliche Ansprüche 
handelt, 

a) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf 
Schadensersatz statt der Leistung; 

b) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung durchführen zu können; 

c) Kosten wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder wegen des Ausblei-
bens des mit der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges; 
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d) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung; 

e) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung; 

f) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen. 

 

A3-3 Ansprüche außerhalb der gesetzlichen Haftpflicht 

Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, soweit sie aufgrund einer vertraglichen Verein-
barung oder Zusage über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
hinausgehen, sofern aus den nachfolgenden Bestimmungen keine anderen Regelungen hervor-
gehen. 

 

A3-4 Erweiterte Deckungsbausteine 

a) Rechtswidrige elektronische Kommunikation 

Für den Versicherungsnehmer besteht – abweichend von A1-14 – für durch ihn veröffentlichte 
elektronische Medieninhalte Versicherungsschutz für Ansprüche wegen 

- Persönlichkeitsrechts- und Namensrechtsverletzungen oder 

- Urheber- und Markenrechtsverletzungen 

und daraus resultierende Verstöße gegen das Wettbewerbsrecht. 

b) E-Payment 

Der Versicherer bietet – abweichend von A3-3 – Versicherungsschutz für Forderungen zur 
Zahlung von Vertragsstrafen‚ die gegen den Versicherungsnehmer durch einen E-Payment 
Service Provider wegen einer Verletzung eines Payment Card Industry (PCI) Datensicher-
heitsstandards geltend gemacht werden. 

Die Leistungspflicht des Versicherers ist auf die in der Versicherungspolizze genannte 
Summe (Sublimit) begrenzt, welche auf die Versicherungssumme angerechnet wird. 

 

A3-5 Leistung der Versicherung / Vollmacht des Versicherers 

Der Versicherungsschutz umfasst 

- die Prüfung der Haftpflichtfrage, 

- die Abwehr unberechtigter Schadenersatzansprüche und 

- die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadenersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund 
Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleichs zur Entschädigung verpflich-
tet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Ver-
sicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder geschlossen worden 
sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich 
bestanden hätte. 

Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens oder Abwehr der Scha-
densersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungs-
nehmers abzugeben. Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über Scha-
densersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer bevollmächtigt, den 
Prozess zu führen. Der Versicherer führt dann den Rechtsstreit auf seine Kosten im Namen des 
Versicherungsnehmers. 

Wird in einem Strafverfahren wegen eines Ereignisses, das einen unter den Versicherungsschutz 
fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den 
Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer 
die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des 
Verteidigers. 

 

A3-6 Begrenzung der Leistung 

 

Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der 
von einem Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, 
Zeugen- und Gerichtskosten, werden als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 
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A3-7 Besondere Ausschlüsse 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen: 

a) Ansprüche im Zusammenhang mit dem Rückruf von eigenen oder fremden Erzeugnissen. 

b) Ansprüche der Versicherten untereinander. 

c) Schäden, die zugefügt werden: 

 dem Versicherungsnehmer (den Versicherungsnehmern) selbst; 

 Angehörigen des Versicherungsnehmers (als Angehörige gelten der Ehegatte, Ver-
wandte in gerader aufsteigender und absteigender Linie, Schwieger-, Adoptiv- und Stief-
eltern, im gemeinsamen Haushalt lebende Geschwister; außereheliche Gemeinschaft ist 
in ihrer Auswirkung der ehelichen gleichgestellt); 

 Gesellschaftern und Geschäftsteilhabern des Versicherungsnehmers und deren Ange-
hörigen;  

 Gesellschaften, an denen der Versicherungsnehmer oder seine Angehörigen beteiligt 
sind, und zwar im Ausmaß der prozentuellen Beteiligung des Versicherungsnehmers und 
seiner Angehörigen an diesen Gesellschaften; weiters 

 Gesellschaften, die demselben Konzern (im Sinne des § 15 AktG) wie der Versicherungs-
nehmer oder seine Angehörigen zugehören und zwar im Ausmaß der unmittelbaren 
und/oder mittelbaren prozentuellen Beteiligung des herrschenden Unternehmens an die-
sen Gesellschaften. 

Bei juristischen Personen, geschäftsunfähigen oder beschränkt geschäftsfähigen Personen 
werden deren gesetzliche Vertreter und Angehörige dem Versicherungsnehmer und seinen 
Angehörigen gleichgehalten. 

 

Abschnitt A4 Eigenschaden-Baustein 

A4-1 Betriebsunterbrechung / Ertragsausfall (sofern vereinbart) 

Im Falle einer Informationssicherheitsverletzung gemäß A1-2 besteht Versicherungsschutz für 
eine Betriebsunterbrechung. 

Eine Betriebsunterbrechung liegt vor, wenn infolge der Informationssicherheitsverletzung elekt-
ronische Daten oder informationsverarbeitende Systeme des Versicherungsnehmers nicht zur 
Verfügung stehen oder nicht die übliche Leistung erbringen und daraus ein Unterbrechungsscha-
den entsteht. 

Der Unterbrechungsschaden sind der Betriebsgewinn und die fortlaufenden Kosten, die im Zeit-
raum der Betriebsunterbrechung, längstens jedoch der Haftzeit durch den Versicherungsnehmer 
nicht erwirtschaftet werden können.  

Die Haftzeit ist der in der Versicherungspolizze vereinbarte Zeitraum, für welchen Versicherungs-
schutz für den Unterbrechungsschaden besteht. Die Haftzeit beginnt mit Eintritt der durch eine 
Informationssicherheitsverletzung ausgelösten Betriebsunterbrechung.  

Die Haftzeit beginnt erneut, wenn eine weitere Informationssicherheitsverletzung den Unterbre-
chungsschaden vergrößert. 

 

Besondere Ausschlüsse 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Un-
terbrechungsschäden  

a) für den Zeitraum einer geplanten Abschaltung informationsverarbeitender Systeme (z.B. zu 
Wartungszwecken); 

b) durch eine geplante Löschung oder Veränderung elektronischer Daten; 

c) durch die Einführung neuer informationsverarbeitender Systeme oder Verfahren sowie Soft-
ware (eine neue Software ist dann gegeben, wenn ein neues Produkt verwendet wird, oder 
sich die Hauptversionsnummer ändert); 

d) durch den Einsatz ungetesteter oder für den Einsatzzweck nicht freigegebener informations-
verarbeitender Systeme oder Verfahren sowie Software; 
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e) durch die Verwendung von informationsverarbeitenden Systemen oder Verfahren sowie Soft-
ware, zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist; 

f) durch Softwarefehler, welche keine Sicherheitslücke darstellen. 

 

Umfang der Entschädigung 

Der Versicherer leistet Entschädigung in Höhe der in der Versicherungspolizze genannten Versi-
cherungssumme, solange ein Unterbrechungsschaden vorliegt. 

Der Versicherer leistet keine Entschädigung, soweit die Dauer des Unterbrechungsschadens ver-
längert wird durch: 

a) außergewöhnliche, während der Unterbrechung hinzutretende Ereignisse, mit deren Eintritt 
als Folge der Informationssicherheitsverletzung nicht gerechnet werden muss; 

b) behördliche Wiederherstellungs- oder Betriebsbeschränkungen; 

c) fehlende finanzielle Mittel; 

d) anlässlich der Informationssicherheitsverletzung vorgenommenen Veränderungen oder Ver-
besserungen; 

e) einen Sach- oder Personenschaden. 

 

Zeitlicher Selbstbehalt 

Für den in der Versicherungspolizze vereinbarten Zeitraum des zeitlichen Selbstbehalts hat der 
Versicherungsnehmer keinen Anspruch auf Entschädigung. 

Bei mehreren Schäden, zwischen denen ein Ursachenzusammenhang besteht, wird der zeitliche 
Selbstbehalt nur einmal abgezogen. 

 

A4-2 Wiederherstellung von Daten 

 

Gegenstand der Versicherung 

Im Falle einer Informationssicherheitsverletzung gemäß A1-2 besteht Versicherungsschutz für 
notwendige Aufwendungen zur Wiederherstellung der von der Informationssicherheitsverletzung 
betroffenen Daten sowie für die Entfernung der Schadsoftware. 

Ist die Entfernung der Schadsoftware dadurch kostengünstiger möglich, dass die Hardware bzw. 
Hardwarekomponenten, auf der sich die Schadsoftware befindet, ausgetauscht wird, so werden 
nur die für diesen Austausch erforderlichen Kosten ersetzt. Diese umfassen die Kosten für die 
Entsorgung der betroffenen Hardware sowie für die Kosten der Anschaffung identischer neuer 
Hardware. Ist identische neue Hardware nicht mehr zu erhalten, werden die Kosten für eine zum 
Schadentag technisch gleichwertige am Markt erhältliche Hardware bzw. Hardwarekomponente 
erstattet. 

Für maschinelle Anlagen und Geräte gilt nur die Rechnereinheit der Maschinensteuerung von 
dieser Regelung erfasst. 

Versichert sind elektronische Daten, zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer oder ein mit-
versichertes Unternehmen berechtigt ist und die sich in den informationsverarbeitenden Syste-
men des Versicherungsnehmers oder eines mitversicherten Unternehmens befinden und von der 
Informationssicherheitsverletzung betroffen sind. 

 

Besondere Ausschlüsse 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Auf-
wendungen für die Wiederherstellung von Daten 

a) durch eine geplante Abschaltung informationsverarbeitender Systeme; 

b) durch eine geplante Löschung oder Veränderung elektronischer Daten; 

c) durch die Einführung neuer informationsverarbeitender Systeme oder Verfahren sowie Soft-
ware (eine neue Software ist dann gegeben, wenn ein neues Produkt verwendet wird, oder 
sich die Hauptversionsnummer ändert); 

d) durch den Einsatz ungetesteter oder für den Einsatzzweck nicht freigegebener informations-
verarbeitender Systeme oder Verfahren sowie Software; 
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e) durch die Verwendung von informationsverarbeitenden Systemen oder Verfahren sowie Soft-
ware, zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist; 

f) die durch Softwarefehler entstanden sind, welche keine Sicherheitslücke darstellen; 

g) Daten und Programme, die sich nur im Arbeitsspeicher einschließlich Zwischenspeicher be-
finden. 

 

Umfang der Entschädigung 

Der Versicherer leistet Entschädigung in Höhe der notwendigen Aufwendungen zur Wiederher-
stellung der von der Informationssicherheitsverletzung betroffenen Daten in den Zustand vor der 
Informationssicherheitsverletzung sowie für die Entfernung der Schadsoftware. Der Versicherer 
leistet keine Entschädigung für: 

a) Mehrkosten durch Änderungen oder Verbesserungen, die über die Wiederherstellung hinaus-
gehen; 

b) Kosten für die Wiederherstellung von Daten nach Ablauf von 30 Tagen nach Beeinträchtigung 
der Daten durch die Informationssicherheitsverletzung. 

 

A4-3 Internetbetrug 

 

Gegenstand der Versicherung 

Im Falle einer Informationssicherheitsverletzung gemäß A1-2 besteht Versicherungsschutz durch 
Internetbetrug. 

 

Internetbetrug 

Internetbetrug im Sinne der Bedingungen ist der vorsätzliche, rechtswidrige und zielgerichtete 
Angriff eines Dritten über das Internet in betrügerischer Absicht durch 

a) Manipulation der Webseite des Versicherungsnehmers (z.B. Angebotstools, Webshops) oder 

b) Nutzung des Online-Bankings des Versicherungsnehmers mit gestohlenen Identitätsdaten o-
der 

c) Betrug mit Hilfe von Phishing oder Pharming und Identitätsdiebstahl. 

Der aus dem Internetbetrug durch Mitarbeiter des Versicherungsnehmers entstandene Vermö-
gensschaden ist nicht versichert. 

 

Schaden durch Internetbetrug 

Versichert sind reine Vermögensschäden des Versicherungsnehmers, die in unmittelbarer Folge 
eines zielgerichteten Computerbetrugs wie folgt entstehen:  

Auf Rechnung des Versicherungsnehmers wird irrtümlich und ohne Rechtsgrund 

a) Geld überwiesen oder 

b) eigene Ware verschickt. 

Der entsprechende Ausschluss gemäß A1-14 Pkt. i gilt insofern gestrichen. 

 

Voraussetzung für den Versicherungsschutz 

Sofern Online Banking durchgeführt wird, muss mindestens der Online-Banking-Standard HBCI 
(Home Banking Computer Interface) mit elektronischer Signatur verwendet werden. 

Eine Entschädigungsleistung setzt voraus, dass der Versicherungsnehmer den Grund und die 
Höhe der Ersatzpflicht des Versicherers nachweist. Für den Nachweis eines Versicherungsfalles 
reichen eine Gegenüberstellung von Soll- und Ist-Bestand oder statistisch ermittelten Daten allein 
nicht aus. Sollten Differenzen vorhanden sein, ist eine Aufklärung über das Entstehen erforder-
lich. 

Der Versicherungsnehmer hat unverzüglich Strafanzeige zu erstatten. 

Die Leistungspflicht des Versicherers ist auf die in der Versicherungspolizze genannte Summe 
(Sublimit) begrenzt, welche auf die Versicherungssumme angerechnet wird. 

Sofern ein Selbstbehalt vereinbart wurde, ist dieser zu berücksichtigen.  
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Teil B Allgemeiner Teil 

 

Abschnitt B1 

 

B1 Prämie, Beginn und Ende des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsnehmer hat die erste Prämie einschließlich der Nebengebühren gegen Aus-
händigung der Polizze, sowie Folgeprämien einschließlich Nebengebühren an den in der Polizze 
festgesetzten Zahlungsterminen zu entrichten. 

Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung der Polizze, jedoch nicht vor dem darin fest-
gesetzten Zeitpunkt. Wird die erste Prämie erst nach diesem Zeitpunkt eingefordert, alsdann aber 
binnen 14 Tagen bezahlt, beginnt der Versicherungsschutz zu dem in der Polizze festgesetzten 
Zeitpunkt. 

Für die Folgen nicht rechtzeitiger Prämienzahlung gelten die §§ 38, 39, 39a bzw. 91 VersVG. Die 
gerichtliche Geltendmachung des Anspruches auf rückständige Folgeprämien kann nur innerhalb 
eines Jahres nach Ablauf der nach §§ 39 bzw. 91 VersVG gesetzten Zahlungsfristen erfolgen. 

Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode oder sonst vorzeitig aufgelöst, 
so gebührt dem Versicherer die Prämie für die bis dahin verstrichene Vertragslaufzeit, soweit 
nicht Sonderbestimmungen anderes vorsehen. Endet der Versicherungsvertrag vor Ablauf der 
Vertragszeit wegen Wegfalls des Interesses, gebührt dem Versicherer die Prämie, die er hätte 
erheben können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu 
welchem der Versicherer von dem Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt. 

Tritt der Versicherer nach § 38 (1) VersVG zurück, weil die erste Prämie nicht rechtzeitig ge-
zahlt wurde, kann er eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 

 

Abschnitt B2 

 

B2 Dauer und Ende des Vertrags  

Der Vertrag ist für den in der Polizze angegebenen Zeitraum abgeschlossen.  

Ist die Vertragslaufzeit auf mehrere Jahre dokumentiert, gilt vereinbart, dass der Vertrag jährlich 
zum Ablauf der Versicherungsperiode bis spätestens ein Monat vor diesem Zeitpunkt von einem 
der Vertragsteile in Schriftform gekündigt werden kann.   

Nach Ablauf der in der Polizze dokumentierten Vertragslaufzeit und sofern die Vertragsdauer 
mindestens ein Jahr gedauert hat, verlängert sich der Vertrag um jeweils ein weiteres Jahr, wenn 
nicht einer der Vertragsparteien spätestens ein Monat vor Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres eine Kündigung zugegangen ist. 

Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollständig und dauerhaft 
weg, endet der Vertrag bezüglich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer 
vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt. 

 

Abschnitt B3 

 

B3-1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers bei Vertragsabschluss 

Der Versicherungsnehmer hat bei Abschluss des Vertrages alle ihm bekannten Umstände, die 
für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer wahrheitsgemäß und vollständig 
anzuzeigen. Ein Umstand, nach welchem der Versicherer ausdrücklich und in geschriebener 
Form gefragt hat, gilt im Zweifel als erheblich.  

Bei schuldhafter Verletzung dieser Pflichten kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 16 bis 
21 des Versicherungsvertragsgesetzes 1958, (BGBl. 2/1959 in der Fassung BGBl. 6/1997), 
(VersVG) vom Vertrag zurücktreten und wird in diesem Fall von der Verpflichtung zur Leistung 
frei. 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung über Gefahrenumstände 
anzufechten, bleibt unberührt (§ 22 VersVG). 
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B3-2 Gefahrerhöhung  

Nach Vertragsabschluss darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Versicherers keine 
Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. Erlangt der 
Versicherungsnehmer Kenntnis davon, dass eine Gefahrerhöhung ohne sein Wissen oder ohne 
seinen Willen eingetreten ist, hat er dem Versicherer unverzüglich in geschriebener Form Anzeige 
zu erstatten. 

Tritt nach dem Vertragsabschluss eine Gefahrerhöhung ein, kann der Versicherer kündigen. Ver-
letzt der Versicherungsnehmer eine der in Abs. 1 genannten Pflichten, ist der Versicherer außer-
dem nach Maßgabe der §§ 23 bis 31 VersVG von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

Die Bestimmungen der vorstehenden Absätze finden auch Anwendung auf eine in der Zeit zwi-
schen Stellung und Annahme des Versicherungsantrages eingetretene Gefahrerhöhung, die dem 
Versicherer bei der Annahme des Antrages nicht bekannt war. 

 

B3-3 Sicherheitsvorschriften 

Soweit nichts Anderes vereinbart ist, gilt: 

Verletzt der Versicherungsnehmer gesetzliche, behördliche oder vereinbarte Sicherheitsvor-
schriften oder duldet er ihre Verletzung, kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem 
er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, die Versicherung mit einmonatiger Frist kündigen. 
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Verletzung 
bestanden hat. 

Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Schadenfall nach der Ver-
letzung eintritt und die Verletzung auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des Versicherungsneh-
mers beruht. Die Verpflichtung zur Leistung bleibt bestehen, wenn die Verletzung keinen Einfluss 
auf den Eintritt des Schadenfalles oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der Entschä-
digung gehabt hat, oder wenn zur Zeit des Schadenfalles trotz Ablaufs der Frist die Kündigung 
nicht erfolgt war. 

Im Übrigen gilt § 6 VersVG. Ist mit der Verletzung einer Sicherheitsvorschrift eine Gefahrerhöhung 
verbunden, finden die Bestimmungen über die Gefahrerhöhung Anwendung. 

 

B3-4 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, bei Eintritt des Versicherungsfalles nach Möglichkeit 
für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen und dabei die Weisungen des Ver-
sicherers zu befolgen. 

Insbesondere hat der Versicherungsnehmer unverzüglich die vereinbarte Hotline zu kontaktieren. 

Hat der Versicherungsnehmer diese Verpflichtung verletzt, ist der Versicherer von der Verpflich-
tung zur Leistung frei, es sei denn, dass die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr-
lässigkeit beruht. Bei grobfahrlässiger Verletzung bleibt der Versicherer zur Leistung insoweit 
verpflichtet, als der Umfang des Schadens auch bei gehöriger Erfüllung der Verpflichtungen nicht 
geringer gewesen wäre. 

Es ist dem Versicherer jede erforderliche Untersuchung zur Feststellung des Versicherungsfalles 
und des Umfanges seiner Leistungspflicht zu gestatten und auf Verlangen jede hierzu dienliche 
Auskunft zu Protokoll zu geben oder in geschriebener Form zu erteilen. 

Es sind dem Versicherer alle schriftlichen und mündlichen Angaben im Zuge der Schadenerhe-
bung richtig und vollständig zu machen. 

Es darf der durch den Schadenfall herbeigeführte Zustand, solange der Schaden nicht ermittelt 
ist, ohne Zustimmung des Versicherers nicht verändert werden, es sei denn, dass eine solche 
Veränderung zum Zweck der Schadenminderung, zum Zweck der Vermeidung weiteren Scha-
dens oder im öffentlichen Interesse geboten ist. Die künstliche Austrocknung ist nur mit Geneh-
migung des Versicherers gestattet. 
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Abschnitt B4 

 

B4-1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 

Nimmt der Versicherungsnehmer bei einem anderen Versicherer für das versicherte Interesse 
eine Versicherung gegen dieselben Gefahren, hat er dem Versicherer unverzüglich den anderen 
Versicherer und die Versicherungssumme anzuzeigen. 

Ist vereinbart, dass der Versicherungsnehmer einen Teil des Schadens selbst zu tragen hat (ver-
einbarter Selbstbehalt), darf er für diesen Teil keine andere Versicherung nehmen. Andernfalls 
wird die Entschädigung so ermäßigt, dass der Versicherungsnehmer den vereinbarten Teil des 
Schadens selbst trägt. 

 

B4-2 Wirkung des Insolvenzverfahrens 

Der Versicherer kann nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen den Vertrag 
mit einer Frist von einem Monat kündigen. 

 

B4-3 Zahlung der Entschädigung 

Die Entschädigung ist erst nach ihrer vollständigen Feststellung fällig, jedoch kann einen Monat 
nach Anzeige des Schadens als Teilzahlung der Betrag verlangt werden, der nach Lage der Sa-
che mindestens zu zahlen ist. Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange infolge eines Verschuldens 
des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 

Der Versicherer ist berechtigt, die Zahlung aufzuschieben,  

a) wenn Zweifel über die Berechtigung des Versicherungsnehmers zum Zahlungsempfang be-
stehen, bis zur Beibringung des erforderlichen Nachweises; 

b) wenn eine polizeiliche oder strafgerichtliche Untersuchung aus Anlass des Schadens gegen 
den Versicherungsnehmer eingeleitet wurde, bis zur Erledigung dieser Untersuchung. 

Wenn der Entschädigungsanspruch nicht innerhalb einer Frist von einem Jahr gerichtlich geltend 
gemacht wird, nachdem der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber den erhobenen 
Anspruch zumindest mit der Anführung einer der Ablehnung derzeit zugrunde gelegten Tatsache 
und der diesbezüglichen gesetzlichen oder vertraglichen Bestimmungen sowie unter Angabe der 
mit dem Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolge in geschriebener Form abgelehnt hat, ist der 
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

 

B4-4 Rechtsverhältnis nach dem Schadenfall 

Nach dem Eintritt des Schadenfalls können sowohl der Versicherer als auch der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag kündigen. 

Die Kündigung ist jederzeit, jedoch nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Abschluss  

der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist 
von einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren Zeitpunkt 
als den Schluss der laufenden Versicherungsperiode kündigen. 

Hat der Versicherungsnehmer einen Entschädigungsanspruch arglistig erhoben, ist der Versiche-
rer berechtigt, den Versicherungsvertrag nach Ablehnung des Entschädigungsanspruches mit 
sofortiger Wirkung zu kündigen. 

 

B4-5 Form der Erklärungen 

Für sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers an den Versicherer ist die 
geschriebene Form erforderlich, sofern nicht die Schriftform ausdrücklich und mit gesonderter 
Erklärung vereinbart wurde. Der geschriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in Schrift-
zeichen entsprochen, aus dem die Person des Erklärenden hervorgeht (z.B. Telefax oder E-Mail). 
Schriftform bedeutet, dass dem Erklärungsempfänger das Original der Erklärung mit eigenhändi-
ger Unterschrift des Erklärenden zugehen muss. 
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B4-6 Kürzung der Versicherungsleistung bei Kumulschäden 

Sollten mehrere Cyber-Versicherungsverträge des Versicherers von einem Kumulschaden be-
troffen sein und diese Versicherungsleistung insgesamt EUR 30.000.000,– übersteigen, kommt 
es zu einer verhältnismäßigen Kürzung der auf die einzelnen Berechtigten entfallenden Versiche-
rungsleistung, sodass die Gesamtsumme von EUR 30.000.000,– nicht überschritten wird. Unter 
„Kumulschaden“ ist die Gesamtheit aller Einzelschäden zu verstehen, die unmittelbar durch ein 
und dasselbe Geschehen verursacht wurden, unabhängig davon, ob und wie viele der gedeckten 
Gefahren zusammenwirken. 

 

B4-7 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt österreichisches Recht. 

 

B4-8 Sanktionsklausel 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit 
und solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Republik Österreich entge-
genstehen.  

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die von Staaten 
außerhalb der Europäischen Union oder der Republik Österreich im Hinblick auf andere Staaten 
erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder österreichische Rechtsvorschriften entge-
genstehen. 
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Teil C Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz 

Mit diesem Auszug informieren wir Sie über wichtige Bestimmungen des Versicherungsvertragsgeset-
zes. Alle übrigen gesetzlichen Bestimmungen finden, sofern in der Polizze nichts Abweichendes ver-
einbart wurde, ebenfalls auf diesen Vertrag Anwendung.  

§ 6 VersVG Obliegenheiten:  

(1) Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Obliegenheit die vor dem Eintritt des Versiche-
rungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung zur Leis-
tung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als eine unverschul-
dete anzusehen ist. Der Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monates, nachdem er von der 
Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, es sei denn, dass die 
Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb eines Monates 
nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen. 

(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versicherungsvertrag zugrundeliegende Äqui-
valenz zwischen Risiko und Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit außer-
dem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der für das höhere Risiko tarifmäßig vor-
gesehenen Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldun-
gen und Anzeigen, die keinen Einfluss auf die Beurteilung des Risikos durch den Versicherer haben, 
tritt Leistungsfreiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden ist.  

(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer zum Zweck der Verminderung der Ge-
fahr oder der Verhütung einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber - unabhängig von der 
Anwendbarkeit des Abs. 1a – zu erfüllen ist, so kann sich der Versicherer auf die vereinbarte Leistungs-
freiheit nicht berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder 
soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat.  

(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine Obliegenheit verletzt wird, die nach dem 
Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die vereinbarte 
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. 
Wird die Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt, die Leistungspflicht des Versicherers zu beeinflus-
sen oder die Feststellung solcher Umstände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die Leistungspflicht 
des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verlet-
zung weder auf die Feststellung des Versicherungsfalles noch auf die Feststellung oder den Umfang 
der dem Versicherer obliegenden Leistung Einfluss gehabt hat.  

(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer Obliegenheit zum Rücktritt 
berechtigt sein soll, ist unwirksam.  

(5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer vereinbarten Obliegenheit Rechte nur 
ableiten, wenn dem Versicherungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen oder eine andere Ur-
kunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit mitgeteilt wird.  

§ 12 VersVG Verjährung, Klagefrist:  

(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Steht der Anspruch einem 
Dritten zu, so beginnt die Verjährung zu laufen, sobald diesem sein Recht auf die Leistung des Versi-
cherers bekannt geworden ist; ist dem Dritten dieses Recht nicht bekannt geworden, so verjähren seine 
Ansprüche erst nach zehn Jahren.  

(2) Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers beim Versicherer angemeldet worden, so ist die Ver-
jährung bis zum Einlangen einer in geschriebener Form übermittelten Entscheidung des Versicherers 
gehemmt, die zumindest mit der Anführung einer der Ablehnung derzeit zugrunde gelegten Tatsache 
und gesetzlichen oder vertraglichen Bestimmung begründet ist. Nach zehn Jahren tritt jedoch die Ver-
jährung jedenfalls ein.  

(3) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Anspruch auf die Leistung nicht 
innerhalb eines Jahres gerichtlich geltend gemacht wird. Die Frist beginnt erst, nachdem der Versicherer 
dem Versicherungsnehmer gegenüber den erhobenen Anspruch in einer dem Abs. 2 entsprechenden 
Weise sowie unter Angabe der mit dem Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolge abgelehnt hat; sie ist 
für die Dauer von Vergleichsverhandlungen über den erhobenen Anspruch und für die Zeit, in der der 
Versicherungsnehmer ohne sein Verschulden an der rechtzeitigen gerichtlichen Geltendmachung des 
Anspruches gehindert ist, gehemmt.  
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§ 22 VersVG Arglistige Täuschung:  

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung über Gefahrenumstände anzu-
fechten, bleibt unberührt. 

§ 23 VersVG Gefahrerhöhung:  

(1) Nach Abschluss des Vertrages darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Versicherers 
weder eine Erhöhung der Gefahr vornehmen noch ihre Vornahme durch einen Dritten gestatten.  

(2) Erlangt der Versicherungsnehmer davon Kenntnis, dass durch eine von ihm ohne Einwilligung des 
Versicherers vorgenommene oder gestattete Änderung die Gefahr erhöht ist, so hat er dem Versicherer 
unverzüglich Anzeige zu machen.  

§ 38 VersVG Erstprämie:  

(1) Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen nach dem Abschluss des Versicherungs-
vertrages und nach der Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Versicherer, solange 
die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der 
Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag an gerichtlich geltend ge-
macht wird.  

(2) Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls und nach Ablauf der 
Frist des Abs. 1 noch nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei 
denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung der Prämie ohne sein Verschulden 
verhindert war.  

(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2 vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn 
der Versicherer den Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.  

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 und 2 nicht aus.  

§ 39 VersVG Folgeprämie:  

(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
auf dessen Kosten schriftlich eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen bestimmen; zur Unter-
zeichnung genügt eine Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzu-
geben, die nach Abs. 2 und 3 mit dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Fristbestimmung, ohne 
Beachtung dieser Vorschriften, ist unwirksam.  

(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist der Versicherungsnehmer zur Zeit 
des Eintrittes mit der Zahlung der Folgeprämie im Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung ohne sein 
Verschulden verhindert war.  

(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist. Die Kündi-
gung kann bereits mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf 
wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit der Zahlung im Verzug ist; darauf 
ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich aufmerksam zu machen. Die Wirkungen 
der Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monates nach der Kündigung 
oder, falls die Kündigung mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monates nach 
dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetre-
ten ist.  

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 bis 3 nicht aus.  

§ 39a VersVG Zinsen und Kosten:  

Ist der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH der Jahresprämie, höchstens aber mit 
EUR 60,– im Verzug, so tritt eine im § 38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des Versicherers 
nicht ein.  

§ 40 VersVG Prämienfolgen bei Vertragsauflösung:  

Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode oder sonst vorzeitig aufgelöst, so 
gebührt dem Versicherer die Prämie nur für die bis dahin verstrichene Vertragslaufzeit, soweit nicht 
Sonderbestimmungen anderes vorsehen. Die Möglichkeit für den Versicherer, sich für diesen Fall die 
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Zahlung einer angemessenen Konventionalstrafe (Geschäftsgebühr) auszubedingen (§ 1336 ABGB), 
bleibt unberührt.  

§ 62 VersVG Rettungspflicht:  

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, beim Eintritt des Versicherungsfalles nach Möglichkeit für 
die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen und dabei die Weisungen des Versicherers zu 
befolgen; er hat, wenn die Umstände es gestatten, solche Weisungen einzuholen. Sind mehrere Versi-
cherer beteiligt und haben diese entgegenstehende Weisungen gegeben, so hat der Versicherungs-
nehmer nach eigenem pflichtgemäßen Ermessen zu handeln.  

(2) Hat der Versicherungsnehmer diese Verpflichtung verletzt, so ist der Versicherer von der Verpflich-
tung zur Leistung frei, es sei denn, dass die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruht. Bei grobfahrlässiger Verletzung bleibt der Versicherer zur Leistung insoweit verpflichtet, als der 
Umfang des Schadens auch bei gehöriger Erfüllung der Verpflichtungen nicht geringer gewesen wäre.  

§ 67 VersVG Übergang von Ersatzansprüchen:  

(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Schadenersatzanspruch gegen einen Dritten zu, so geht der 
Anspruch auf den Versicherer über, soweit dieser dem Versicherungsnehmer den Schaden ersetzt. Der 
Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Gibt der Ver-
sicherungsnehmer seinen Anspruch gegen den Dritten oder ein zur Sicherung des Anspruches dienen-
des Recht auf, so wird der Versicherer von seiner Ersatzpflicht insoweit frei, als er aus dem Anspruch 
oder dem Recht hätte Ersatz erlangen können.  

(2) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen einen mit ihm in häuslicher Ge-
meinschaft lebenden Familienangehörigen, so ist der Übergang ausgeschlossen; der Anspruch geht 
jedoch über, wenn der Angehörige den Schaden vorsätzlich verursacht hat.  

§ 69 VersVG Übergang des Versicherungsverhältnisses:  

(1) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, so tritt an Stelle des Veräußerers 
der Erwerber in die während der Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich erge-
benden Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.  

(2) Für die Prämie, welche auf die zur Zeit des Eintrittes laufende Versicherungsperiode entfällt, haften 
der Veräußerer und der Erwerber zur ungeteilten Hand.  

(3) Der Versicherer hat die Veräußerung in Ansehung der durch das Versicherungsverhältnis gegen ihn 
begründeten Forderungen erst dann gegen sich gelten zu lassen, wenn er von ihr Kenntnis erlangt; die 
Vorschriften der §§ 1394 bis 1396 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB) sind entspre-
chend anzuwenden.  

§ 70 VersVG Kündigungsrecht bei Veräußerung:  

(1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn der Versicherer es nicht inner-
halb eines Monates von dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er von der Veräußerung Kenntnis erlangt 
hat.  

(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu kündigen; die Kündigung kann nur mit 
sofortiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode erfolgen. Das Kündi-
gungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monates nach dem Erwerb ausgeübt wird; hatte der 
Erwerber von der Versicherung keine Kenntnis, so bleibt das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines 
Monates von dem Zeitpunkt an bestehen, in welchem der Erwerber von der Versicherung Kenntnis 
erlangt hat.  

(3) Wird das Versicherungsverhältnis auf Grund dieser Vorschriften gekündigt, so hat der Veräußerer 
dem Versicherer die Prämie zu zahlen; der Erwerber haftet in diesen Fällen für die Prämie nicht.  

§ 71 VersVG Anzeigepflicht bei Veräußerung:  

(1) Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. Wird die Anzeige weder vom Er-
werber noch vom Veräußerer unverzüglich erstattet, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in wel-
chem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen.  
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(2) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt bestehen, wenn ihm die Veräußerung in dem 
Zeitpunkt bekannt war, in welchem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, oder wenn die Anzeige 
nicht vorsätzlich unterlassen worden ist und die Veräußerung keinen Einfluss auf den Eintritt des Versi-
cherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leis-
tung gehabt hat. Das gleiche gilt, wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt ist. 

§ 158 VersVG 

(1) Hat nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls der Versicherer seine Verpflichtung zur Leistung der 
Entschädigung dem Versicherungsnehmer gegenüber anerkannt oder die Leistung der fälligen Entschä-
digung verweigert, so ist jeder Teil berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu kündigen. Das Gleiche 
gilt, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Weisung erteilt, es über den Anspruch des 
Dritten zum Rechtsstreit kommen zu lassen. 

(2) Die Kündigung ist nur innerhalb eines Monats seit der Anerkennung der Entschädigungspflicht oder 
der Verweigerung der Entschädigung oder seit Eintritt der Rechtskraft des im Rechtsstreit mit dem Drit-
ten ergangenen Urteils zulässig. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhal-
ten. Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren Zeitpunkt als den Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode kündigen. 


